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Alle genannten Fakten und Argumente lassen ein weiteres Festhalten am Deichrückbau immer unver-ständlicher und in keiner Weise mehr nachvollziehbar erscheinen. Nach den jüngsten Entwicklungen hat der geplante Deichrückbau auch den Bezug zu den ursprünglichen Intentionen verloren, denn der Versuch, dieses Projekt gegen entschiedenen Widerstand sogar innerhalb der Landesregierung durch-zusetzen, verhindert bzw. verzögert die Suche nach Alternativlösungen im Interesse künftiger Investi-tionsvorhaben. 


Das Planfeststellungsverfahren angesichts der erdrückenden Vielzahl entgegenstehender Argumente und Beschlüsse von Volksvertretungen überhaupt noch in Angriff nehmen zu wollen, bedeutet eine Verschwendung öffentlicher Mittel innerhalb der Verwaltung. 


Die Bürgerinitiative fordert in diesem Zusammenhang eine erneute Suche nach Alternativlösungen für potenzielle Ausgleichsflächen innerhalb (bei bestehendem Deich) und außerhalb des Gebietes Cäm-merer See sowie eine erneute Beurteilung der von ihr selbst vorgeschlagenen Alternativfläche auf der Halbinsel Gnitz (nicht zu verwechseln mit dem Ihnen bekannten Adlerschutzprojekt).


Auch künftig werden sich die Mitglieder der BI konstruktiv in die Entwicklung des Inselnordens einbrin-gen. Die kürzlich erfolgte Berufung in den Beirat der Deutschen Bundesstiftung Umwelt (DBU) für die-ses Gebiet sieht die BI als Würdigung ihres sachlichen Auftretens.








Zu Ihrer Information: 


Einen Brief gleichen Inhalts haben wir auch an den Ministerpräsidenten Erwin Sellering gesandt.











Mit freundlichen Grüßen








Dr. Rainer Höll


Vorsitzender der BI














Riegeldeich statt Deichrückbau – sofort!


Sehr geehrter Herr Minister,


die Entwicklungen der vergangenen Monate haben allen Beteiligten nochmals die Sinnlosigkeit und Fahrlässigkeit eines Deichrückbaus eindeutig vor Augen geführt. Sie selbst konnten sich vor Ort von der geschlossenen und ungeteilt ablehnenden Haltung der Bevölkerung überzeugen, die auf sachlich gut begründeten Argumenten beruht. 


Wir fordern Sie anlässlich unserer Jahresversammlung auf, das Planfeststellungsverfahren für einen Deichrückbau nicht weiter zu verfolgen und stattdessen den im Regelwerk Küstenschutz als Vorrang-vorhaben verankerten Bau des Riegeldeiches Peenemünde-Ostsee fristgemäß bis 2014 zu realisieren.


Mit folgenden Argumenten begründen wir diesen Antrag. 


Der geplante Deichrückbau 


stellt im Hinblick auf Hochwasserschutz in Verbindung mit dem Meeresspiegelanstieg eine fahrlässige Gefährdung des gesamten Inselnordens und seiner Bevölkerung dar.


wäre ein gravierender Eingriff in die Natur; ob diese in der Summe verbessert wird, ist nicht bewiesen, der Lebensraum mehrerer streng geschützter Arten steht hier auf dem Spiel,


wäre ein fahrlässiger Test, was wohl mit den militärischen Altlasten von vor und nach 1945 im Boden bei zeitweiliger oder ständiger Überflutung passiert,


gefährdet das dort vorhandene Trinkwasserschutzgebiet als Wasserreserve für die Insel,


steht der Entwicklung der Denkmallandschaft Peenemünde als einem der wichtigsten nationa-len und internationalen Museumsstandorte diametral entgegen, verstößt in diesem Zusam-menhang sowohl gegen das Landesdenkmalschutzgesetz als auch gegen das Bundesnatur-schutzgesetz.


Die geplante Eröffnung des Planfeststellungsverfahrens zur Durchsetzung dieses Vorhabens ist ange-sichts der unverändert ablehnenden Haltung der Bevölkerung und entsprechender Beschlüsse der Volksvertretungen von Gemeinden und Kreistag gleichzusetzen mit bewusster Brüskierung und Miss-achtung des Volkswillens, verstößt gegen geltendes Recht, verletzt den Wählerauftrag, beeinträchtigt den gesellschaftlichen Frieden in der Region. 


Nach Aussagen der EWN besteht gegenwärtig am Standort Lubmin kein akuter Bedarf an Ausgleichs-flächen. Den von Ihnen genannten Bedarf für Investitionsvorhaben wie Nordstream oder die Karniner Brücke müssen wir, auch nach Rücksprache mit Umweltverbänden und aktuellen Presseveröffent-lichungen, in Zweifel ziehen. Ersteres ist bereits in der Umsetzung und für die Karniner Brücke werden keine zusätzlichen Flächen über die vorhandene Bahntrasse hinaus in Anspruch genommen. 


Ebenso skeptisch sehen wir die rechtlichen Grundlagen Ihrer Aussage, die Nutzung des Öko-Pools auf Vorhaben in Mecklenburg-Vorpommern zu beschränken. 





Karlshagen, 14. März 2011











